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16 Frauenpolitik: Beschäfti­

gung

Von Entlassungen im staatlichen Sek­

tor sind Frauen stärker als Männer be­

troffen, besonders ältere Frauen und 

solche mit geringerer Qualifikation 

und niedrigem Bildungsniveau. Mit 

dem Problem der Wiedereingliede­

rung von Frauen in den Arbeiktsmarkt 

und des Schutzes ihrer Rechte befaß­

te sich kürzlich ein vom chinesischen 

Arbeitsministerium, der Internationa­

len Arbeitsorganisation der UNO und 

der Shanghaier Arbeitsbehörde orga­

nisiertes Symposium. Einem Ver­

treter des Arbeitsministeriums zufol­

ge hat sich in China der Anteil der 

berufstätigen Frauen seit 1978 stark 

erhöht und beträgt heute 46,6 Pro­

zent der Arbeitsbevölkerung. (Die­

ser Anteil bezieht sich wahrschein­

lich nur auf die Arbeitskräfte, für die 

das Arbeitsministerium zuständig ist, 

d.h. den staatlichen Sektor.) Zugleich 

aber wies er darauf hin, daß in der 

gegenwärtigen Reformperiode Frau­

en besonders unter den strukturel­

len Veränderungen zu leiden hätten.

59,2 Prozent aller entlassenen Arbeits­

kräfte seien Frauen. Die chinesische 

Regierung unternimmt jedoch aktive 

Schritte, um den betroffenen Frau­

en die Wiedereingliederung in die Ar­

beitswelt zu ermöglichen. In Shang­

hai beispielsweise sollen 103.000 ent­

lassene Arbeiter, von denen 75 Pro­

zent Frauen waren, wieder einen neuen 

Arbeitsplatz gefunden haben. Hilfen 

bestehen aus Umschulungs- und Wei­

terbildungsmaßnahmen. (Vgl. XNA,

3.9.97) -st-

17 Umwelt: Verlust an Acker­

land

Eines der größten Umweltproble­

me Chinas stellt der rapide fort­

schreitende Verlust an agrarisch ge­

nutzter Fläche dar. Dies ist teils 

auf natürliche Einwirkungen, teils 

auf durch Menschen verursachte 

Schäden oder Infrastrukturmaßnah­

men zurückzuführen. Die zurück­

gehende Agrarfläche ist nicht nur 

Ausdruck der in China vor sich ge­

henden Umweltzerstörung, sondern 

hat auch Auswirkungen auf die Er­

nährungsfrage. Kürzlich wurden offi­

zielle chinesische Zahlen zu diesem 

Phänomen bekannt. Danach be­

trägt die landwirtschaftliche Nutz­

fläche pro Kopf gegenwärtig nur noch 

933 qm. Doch in rund 660 Kreisen 

beträgt sie weniger als 532 qm, was 

von den Vereinten Nationen als mini­

male Fläche ausgegeben worden ist.

30 Prozent der gesamten kultivierten 

Fläche Chinas ist von Erosion betrof­

fen, und zwar soll der Anteil der unter 

Erosion leidenden Agrarfläche zwi­

schen 1949 und heute von 1,16 Mio. 

qkm auf 1,6 Mio. qkm angestiegen 

sein. 40 Prozent der bebauten Fläche 

in Dürregebieten sollen sich in einem 

ernsten Zustand befin den, und über 

20 Mio. ha sollen verseucht sein. Seit 

1986 wurden mehr als 4,5 Mio. ha 

Ackerland zerstört, und zwar haupt­

sächlich durch „die Umstrukturierung 

der Landwirtschaft“ und Naturkata­

strophen. Durchschnittlich gehen pro 

Jahr 0,5 Mio. ha Ackerland verlo­

ren. (Zhongguo Xinwen She, Beijing, 

2.9.97, nach SWB, 10.9.97)

Worauf der Verlust an Ackerland kon­

kret zurückzuführen ist, bleibt in 

der Meldung unklar, weil nicht de­

finiert ist, was unter „Umstrukturie­

rung der Landwirtschaft“ zu verstehen 

ist. Wenn es sich um rein landwirt­

schaftliche Maßnahmen handelt, dann 

wären darunter z.B. die Neuaufteilung 

des Bodens, aber auch Überdüngung 

oder Auslaugung des Bodens zu ver­

stehen. Wäre die Umstrukturierung 

der ländlichen Wirtschaft im weite­

ren Sinne gemeint, dann müßte der 

Hauptanteil des Bodenverlustes Infra­

strukturmaßnahmen und nichtland­

wirtschaftlichen Zwecken zugeschrie­

ben werden. Daß letzteres gemeint 

ist, ließe sich dem Satz entnehmen, 

der sich an die Aussage anschließt, 

daß seit 1986 über 4,5 Mio. ha 

Ackerland zerstört wurden. Dort 

heißt es, daß die Fläche bebauba­

ren Ackerlandes [von diesen 4,5 Mio. 

ha?], die für nichtlandwirtschaftliche 

Zwecke genutzt wird, 2 Mio. ha be­

trägt. Doch es wird hinzugefügt, daß 

die Fläche tatsächlich 2,5mal höher 

liegen könnte als die offizielle Zahl. 

Wenn eine solche Vermutung schon 

von einer offiziellen Nachrichtenagen­

tur geäußert wird, so läßt sich ah­

nen, daß das tatsächliche Ausmaß 

des jährlichen Verlustes an Ackerland 

weitaus höher als die offiziellen Anga­

ben liegt. -st-

Binnenwirtschaft

18 Der 15. Parteitag zur 

Wirtschaftsreform und 

-entwicklung

Im Zentrum des 15.Parteitages der 

KCh im September 1997 standen

Fragen zur Wirtschaftsreform, insbe­

sondere zur Zukunft des Staatssek­

tors. Im Kapitel fünf seines Berich­

tes auf dem Parteitag widmete Ji- 

ang Zemin der Wirtschaftsreform und 

Entwicklungstrategie breiten Raum. 

Bis Mitte des kommenden Jahrhun­

derts müßten Jiang Zemin zufolge 

zwei grundsätzliche Probleme gelöst 

werden. So sei bis dahin ein Sy­

stem der sozialistischen Marktwirt­

schaft aufzubauen und ein nachhalti­

ges, hohes und gesundes gesamtwirt­

schaftliches Entwicklungstempo auf­

rechtzuerhalten. Im einzelnen nann­

te Jiang Zemin einige Reformbereiche, 

die im folgenden auszugsweise und in 

verkürzter Form vorgestellt werden:

1) Anpassung und Verbesserung der 

Eigentums Struktur

Während des Anfangsstadiums des 

Sozialismus soll das öffentliche Ei­

gentum die dominate Eigentumsform 

sein, andere Formen könnten sich da­

neben entwickeln. Zum öffentlichen 

Sektor der Wirtschaft zählt Jiang Ze­

min nicht nur den staatlichen und kol­

lektiveigenen Bereich, sondern auch 

staatliche und kollektiveigene Ele­

mente in der aus gemischten Ei­

gentumsstrukturen bestehenden Wirt­

schaft. Die dominate Position des 

öffentlichen Eigentums stellt sich wie 

folgt dar: Der überwiegende Teil des 

Vermögens ist im öffentlichen Eigen­

tum, der staatseigene Sektor kontrol­

liert zentrale Bereiche der nationa­

len Wirtschaft (die „Lebensadern“) 

und spielt eine führende Rolle in der 

Wirtschaftsentwicklung. Regional ge­

sehen und branchenbezogen kann es 

Abweichungen geben. Die führende 

Rolle des staatseigenen Sektors be­

zieht sich in erster Linie auf die Kon­

trollfähigkeit, dann auf die Quan­

tität. In wichtigen Industrien und 

Schlüsselbereichen muß der staatseige­

ne Sektor die führende Rolle haben. 

Unter der Voraussetzung,

* daß das öffentliche Eigentum die do­

minate Eigentumsform bleibt,

* daß der Staat zentrale Bereiche kon­

trolliert und

* daß der staatseigene Sektor eine 

starke Kontrollfähigkeit besitzt und 

konkurrenzfähiger ist, beeinflußt der 

neuen Definition von Jiang Zemin zu­

folge selbst ein kleinerer Anteil des 

staatseigenen Sektors an der Wirt­

schaft nicht die „sozialistische Natur 

der Wirtschaft Chinas“.

Jiang Zemin führt in seinem Bericht 

weiter aus, daß öffentliches Eigentum 

in verschiedenen Formen auftritt. Die 

Kapitalgesellschaft sei eine Form der 

Organisation moderner Unternehmen, 

die eine Trennung von Eigentum und
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Management erlaube und zur Effizi­

enzsteigerung führe. Kapitalgesell­

schaften könnten sowohl im Kapita­

lismus als auch im Sozialismus exi­

stieren, wichtig sei lediglich, wer den 

Kontrollanteil am Unternehmen halte. 

Ist der Staat oder ein Kollektiv der 

Hauptaktionär, dann handele es sich 

um ein Unternehmen im öffentlichen 

Eigentum.

2) Beschleunigung der Reform der 

staatsseigenen Unternehmen

Die Umstrukturierung der staatseige­

nen Unternehmen soll den Prinzipi­

en „klar definierter Eigentumsrechte, 

Rechte und Pflichten, der Trennung 

der Unternehmen von der staatlichen 

Verwaltung sowie den Prinzipien des 

modernen Managements“ folgen. In 

der deutschen Übersetzung heißt es 

dann weiter:

„Wir werden die Rechte und Pflich­

ten des Staates und der Betriebe 

noch klarer festlegen. Der Staat ge­

nießt entsprechend der Summe des 

Kapitals, das er in die Betriebe in­

vestiert, die Rechte und Interessen 

des Eigentümers und übernimmt be­

schränkte Haftung für die Schulden 

der Betriebe, während die Betriebe 

nach dem Gesetz selbständig wirt­

schaften und die Verantwortung für 

ihre Gewinne und Verluste selber tra­

gen. Die Regierung darf sich nicht 

direkt in die Wirtschaftsführung der 

Betriebe einmischen, und die Betrie­

be müssen sich der Kontrolle des 

Eigentümers unterwerfen und dürfen 

nicht seine Rechte und Interessen ver­

letzen.“

Die Reform der Staatsunternehmen 

soll mit der Reorganisation und Ver­

besserung des Managements verbun­

den werden. Die strategische Reo- 

organisation der Unternehmen erfolgt 

durch verbessertes Management der 

großen und reduzierte Kontrolle über 

die kleinen staatseigenen Unterneh­

men. Durch Einsatz von Kapital und 

auf der Basis von Marktkräften sollen 

stark wettbewerbsfähige große Unter­

nehmensgruppen gebildet werden, die 

transregional, branchenübergreifend, 

über verschiedene Eigentumsformen 

hinweg und landesweit agieren sollen. 

Die Kontrolle über die kleinen staats­

eigenen Unternehmen wird gelockert, 

und sie werden neu belebt, indem 

sie reorganisiert oder mit anderen zu­

sammengelegt werden, verpachtet, in 

Kapitalgesellschaften umgebildet oder 

auch verkauft werden.

Jiang Zemin fordert in seiner Re­

de explizit, die Fusion von Unter­

nehmen zu fördern, Konkursverfahren 

zu standardisieren, die Effizienz der 

Unternehmen durch Reduzierung der 

Beschäftigten zu erhöhen und Wie­

derbeschäftigungsprogramme für Ar­

beitslose zu ermutigen. Gleichzeitig 

sollen unterstützende Reformmaßnah­

men für die Umwandlung der staatsei­

genen Unternehmen beschleunigt wer­

den. Dazu zählt ein System für 

das Management sowie die Überwa­

chung und den Einsatz von staatli­

chen Vermögenswerten, um das staat­

liche Vermögen zu erhöhen und Ver­

luste zu vermeiden. Durch Verbin­

dung von Sozialfonds und individuel­

len Beiträgen sollen ein soziales Siche­

rungssystem, ein Rentensystem und 

ein Krankenversicherungssystem auf­

gebaut sowie das System der Arbeits­

losenversicherung und der Sozialhilfe 

verbessert werden.

3) Verbesserung von Struktur und Mo­

dus der Verteilung

In seinem Bericht fordert Jiang Ze­

min dazu auf, „irrationale“ Einkom­

men zu überprüfen und zusätzliche 

Einkommen aus Branchenmonopolen 

und bestimmten Privilegien zu unter­

binden. Weiterhin sollen exzessiv ho­

he Einkommen beschränkt, das Ein­

kommenssteuersystem verbessert und 

neue Steuern wie die Erbschaftssteu­

er eingeführt werden, um die Einkom­

mensunterschiede zu verringern und 

eine Einkommenspolarisierung zu ver­

meiden.

Weiterhin wird im Bericht gefordert, 

daß der Anteil der Finanzeinnahmen 

am Bruttosozialprodukt steigen soll 

und der Anteil der Zentralregierung 

an den Finanzeinnahmen schrittweise 

erhöht wird.

4) Verbesserung des Marktmecha­

nismus und der makroökonomischen 

Steuerung

Die Entwicklung aller Märkte, insbe­

sondere der Kapital-, Arbeits- und 

Technologiemärkte, sowie der Märkte 

für andere Produktionsfaktoren, ist 

weiter fortzuführen und der Preis­

bildungsmechanismus ist zu stärken. 

Hindernisse für die Marktentwicklung 

wie regionale Blockaden und Bran­

chenmonopole müßten überwunden 

und ein einheitlicher Markt geschaffen 

werden.

Die makroökonomische Steuerung 

zielt auf den Ausgleich von Gesamt­

angebot und Gesamtnachfrage. Zur 

Verbesserung der makroökonomischen 

Kontrollmechanismen soll das Bank- 

, Fiskal- und Planungssystem weiter 

reformiert werden. Weiterhin soll eine 

angemessene Restriktionspolitik für 

Finanzen und Währung durchgeführt 

werden. Zur Überwachung des Fi­

nanzsystems heißt es in der deutschen 

Übersetzung:

,2Wir werden nach dem Gesetz die 

Überwachung und Verwaltung der 

Geldinstitute und -märkte, einschließ­

lich des Wertpapiermarktes, verstär­

ken, die Finanzordnung standardisie­

ren und aufrechterhalten und Finanz­

risiken wirksam verhüten und über­

winden.“

Weitere Bereiche in der Rede von 

Jiang Zemin behandeln die Land­

wirtschaft, Wissenschaft und Bildung, 

die außenwirtschaftliche Öffnung und 

den Lebensstandard der Bevölkerung. 

Veränderungen zur bisherigen Poli­

tik werden nicht sichtbar. Von In­

teresse erscheint jedoch der Hinweis 

auf die Weiterentwicklung der Sonder­

wirtschaftszonen und der neuen Zone 

in Pudong unter dem Punkt „außen­

wirtschaftliche Öffnung“. Das Kon­

zept der geographischen Bevorzugung 

bestimmter Gebiete scheint demnach 

auch zukünftig fortgeführt zu werden. 

(RMRB, 22.9.97; Bericht auf dem XV. 

Parteitag der Kommunistischen Partei 

Chinas: „Das große Banner der Deng- 

Xiaoping-Theorie hochhalten und den 

Aufbau des Sozialismus chinesischer 

Prägung allseitig zum 21. Jahr hun­

dert vorantreiben“, in: Bru, 40/1997, 

7.10.97; „Full Text of Jiang Zemin’s 

Report at 15th Party Congress, in: 

XNA, 22.9.1997)

Es ist anzumerken, daß Jiang Ze­

min in seiner Rede auf dem Partei­

tag nicht mehr von staatlichem Ei­

gentum, sondern von öffentlichem Ei­

gentum als der dominaten Eigentums­

form spricht. Sozialistisch kann Chi­

na dann auch bleiben, wenn der Anteil 

des staatseigenen Sektors weiter sinkt, 

jedoch öffentliches Eigentum die wich­

tigste Form bleibt und der staatseige­

ne Sektor die Kontrollfähigkeit behält.

Die Privatisierung der Staatsbetriebe 

taucht in der Rede Jiang Zemins an 

keiner Stelle auf, sondern ist weiterhin 

ein Tabu, während bekannte Muster 

der Reform und Umstrukturierung der 

Unternehmen genannt werden. Für 

die Reform der Staatsbetriebe gelten 

die Gründung von Kapitalgesellschaf­

ten und die Fusion von Unternehmen 

als wichtige Instrumente.

Weiterhin kann angemerkt werden, 

daß der einheitliche Markt offensicht­

lich noch nicht geschaffen wurde und 

Marktbarrieren zwischen den Provin­

zen nach wie vor bestehen. Die Aus­

führungen zur gesamtwirtschaftlichen 

Steuerung deuten außerdem darauf 
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hin, daß neben indirekten wirtschaftli­

chen Hebeln nach wie vor der Einsatz 

von administrativen Eingriffen vorge­

sehen ist.

Insgesamt zeigt die Rede einen beacht­

lichen Spagat zwischen den ideologi­

schen Zwängen und den ökonomischen 

Realitäten. Bisher war die Staats­

industrie als das Rückgrat der Wirt­

schaft bezeichnet und den staatseige­

nen Unternehmen die führende Rolle 

in der Wirtschaft zugewiesen worden. 

Nunmehr ist nur die Dominanz des 

öffentlichen Eigentums in der aus ver­

schiedenen Eigentumsformen beste­

henden Wirtschaft notwendig, um die 

Legitimation als sozialistische Markt­

wirtschaft zu erreichen. Allerdings ist 

zwischenzeitlich auch bereits der An­

teil der staatseigenen Industrie am ge­

samten Industrieoutput bzw. an der 

industriellen Wertschöpfung auf rd. 

ein Drittel gesunken. Die Krise des 

Staatssektors hat schneller als beab­

sichtigt dazu geführt, daß die Partei 

einen neuen pragmatischen Kurs ein­

geschlagen hat.

Wie groß der Anteil des öffentlichen 

Eigentums in der Wirtschaft ist, dar­

auf wies Li Peng in einer „Diskus­

sion“ mit Delegierten der Konferenz 

hin. Bezogen auf den Anteil am Brut­

toinlandsprodukt (BIP) im Jahre 1996 

entfalle auf öffentliches Eigentum mit 

76% der Hauptanteil. (XNA, 14.9.97) 

Einer anderen Quelle nach sollen die 

Staatsunternehmen mit 40,8% und die 

Kollektivunternehmen mit 35% zum 

BIP beitragen. (FAZ, 16.9.97)

Nach Angaben von Li Qiming vom 

Staatlichen Statistikamt sank der An­

teil der staatseigenen Unternehmen 

am Industrieoutput inzwischen auf 

unter 30%, doch auch bei einem ge­

ringeren Anteil könne der Staat eine 

wirkungsvolle Kontrolle durchführen. 

Hierzu sei lediglich die Kontrolle von 

sechs bis sieben Schlüsselsektoren er­

forderlich, die von zentraler Bedeu­

tung für das Wirtschaftswachstum 

wären. (XNA, 15.9.97) -schü-

19 Diskussion zur Reform der 

Staatsbetriebe auf dem 15. 

Parteitag

Auf dem 15. Parteitag wurde die 

Umsetzung der Reform von Staatsun­

ternehmen auf Pressekonferenzen und 

in offiziellen Berichten diskutiert. Im 

folgenden einige Ausschnitte aus die­

sen Berichterstattungen, die die loka­

le Sichtweise bzw. erste Ansätze zur 

Umsetzung der Reformen zeigen.

Unternehmens gruppen

Die Xinhua-Nachrichtenagentur be­

richtet, daß Manager von 15 staatsei­

genen Schlüsselunternehmen, die auf 

dem Parteitag als Delegierte ver­

treten waren, ebenfalls (und dies 

erscheint auch nicht überraschend) 

für die Sichtweise eintraten, daß 

Großunternehmen eine führende Rolle 

in der Wirtschaftsentwicklung spielen 

müßten. Die im Bericht von Jiang Ze- 

min geforderte Bildung von Unterneh­

mensgruppen sei von ihnen besonders 

begrüßt worden.

Die bereits von der Regierung aus­

gewählten 120 Pilot-Unternehmens­

gruppen haben einen Anteil von rd. 

einem Viertel am gesamten Staats­

sektor. Nach Angaben von Wang 

Guoxing, stellvertretender Vorsitzen­

der des Vorstandes der Handan Iron & 

Steel Group, dominierten die großen 

Staatsbetriebe die Schlüsselbranchen 

der Wirtschaft. Beispielsweise erzeug­

ten sechs Energieunternehmen mehr 

als 50% des gesamten Energieout­

puts in Nord-, Nordost- und Ost­

china. Weiterhin entfielen auf acht 

Eisen- und Stahlkonzerne rd. 40% des 

gesamten landesweiten Stahloutputs. 

Nach Einschätzung von Zhang Gui- 

xing, Generaldirektor der Northea- 

stern Electric Power Group, wirke 

sich die Belebung der großen Unter­

nehmen positiv auf die Entwicklung 

des Staatssektors und auf die gesamte 

Wirtschaftsentwicklung aus.

Von den ersten 57 Pilot-Unterneh­

mensgruppen haben bereits 32 an der 

Börse Aktien emittiert, 30 Unterneh­

men begaben A-Aktien und drei der 

Unternehmen B-Aktien. Weiterhin 

notierten zehn Unternehmensgruppen 

an ausländischen Börsen. Im letz­

ten April wurde die Anzahl der Pilot- 

Unternehmensgruppen von der Regie­

rung auf 120 erhöht. Dies sei ein Hin­

weis auf die Ausweitung der Reform. 

(XNA, 18.9.97)

Umstrukturierung der Staatsunter­

nehmen in Kapitalgesellschaften

Die Einführung des Aktiensystems 

wird nach einem Bericht der Xinhua- 

Nachrichtenagentur als Durchbruch 

bei der Reform des Staatssektors ge­

sehen. Zhu Kuangyu, Vorstandsvor­

sitzender der Shanghai Textile Hol­

dings Group, wies auf einer Presse­

konferenz darauf hin, daß man zu­

vor nur an den staatlichen oder den 

kollektiven Sektor als Formen des 

öffentlichen Eigentums gedacht habe. 

Jetzt sei jedoch das Konzept von Ji­

ang Zemin erweitert worden. Zhu 

zufolge hätten neun von 240 Joint 

Venture-Unternehmen in der Shang­

haier Textilindustrie das Aktiensy­

stem eingeführt. Früher sei er davon 

ausgegangen, so Zhu, daß ein Unter­

nehmen nicht mehr im öffentlichen Ei­

gentum sei, wenn es Auslandsinvesti­

tionen erhalten und an der Börse no­

tiert habe. Nach der Neudefintion von 

öffentlichem Eigentum habe er nun­

mehr mehr Vertrauen in die Zukunfts­

aussichten der Staatsunternehmen.

(Anmerkung: In Deutschland wird bei 

einer staatlichen Beteiligung an ei­

ner Kapitalgesellschaft dann von ei­

nem öffentlichen Unternehmen gespro­

chen, wenn die öffentliche Hand über 

einen Anteil von drei Viertel des 

in der Hauptversammlung vertreten­

den Grundkapitals verfügt. (Gablers, 

Wirtschaftlexikon))

Nach Angaben von Geng Zhaojie, Ge­

neraldirektor der China First Auto­

mobile Works, habe das Aktiensy­

stem seine Unternehmensgruppe da­

bei unterstützt, effizienter zu arbei­

ten. Durch die Begebung von Akti­

en verfüge das Unternehmen nunmehr 

über Kapital in Höhe von 2,8 Mrd. 

Yuan im Vergleich zu lediglich 750 

Mio. Yuan vor der Umstrukturierung 

in eine Kapitalgesellschaft. Das Akti­

ensystem habe keinen Einfluß auf die 

Natur des öffentlichen Eigentums des 

Unternehmens, das die Mehrheit der 

Aktien der drei an der Börse notierten 

Tochterunternehmen kontrolliere, die 

das Aktiensystem eingeführt hätten. 

(XNA, 13.9.97)

Nach einer Befragung von 205 Ma­

nagern in staatseigenen, nichtstaat­

lichen sowie Unternehmen mit aus­

ländischem Kapital stimmten 63,9% 

für die Einführung von Kapitalgesell­

schaften als beste Form der Nutzung 

staatlicher Vermögenswerte. Ein An­

teil von 12,7% der Befragten trat 

für den Aufbau privater Unternehmen 

ein, während nur 5,9% das alleinige 

Staatseigentum bevorzugten. (SCMP,

29.9.97)

Lokale Umsetzung von Unternehmens­

reformen: Konkurse, Börsengänge, 

Fusionen etc.

Der Sichuaner Provinzgouverneur 

Song Baorui kündigte an, daß die Pro­

vinz noch mehr staatseigenen Verlu­

stunternehmen erlauben würde, Kon­

kurs anzumelden, obwohl Sichuan 

bereits 390.000 Arbeitslose aufweise. 

Song zufolge hätten rd. 90 Unter­

nehmen bereits Konkurs erklärt bzw. 

seien im Abwicklungsprozeß. Da sehr 

viele Parteien und viele rechtliche Fra­

gen in einem Konkursverfahren betei­

ligt bzw. zu beachten seien, dauere 

ein Verfahren pro Unternehmen im
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Durchschnitt sechs Monate. Ent­

lassene Arbeitskräfte erhielten Song 

zufolge 200 Yuan pro Monat. Dies er­

scheine zwar sehr wenig, doch würden 

viele Arbeitslose nicht bereit sein, an­

dere Tätigkeiten aufzunehmen oder 

würden die Unterstützung eigentlich 

nicht benötigen, da sie bereits andere 

Einkommensquellen hätten. (SCMP,

16.9.97)

Auch Unternehmen in Tianjin sol­

len weiter Konkurse anmelden dürfen. 

In diesem Jahr werden nach An­

gaben von Mou Huaishan, Direktor 

der Tianjiner Wirtschaftskommission, 

dreizehn Unternehmen in Konkurs ge­

hen können. Tianjin plant weiterhin 

eine Anzahl von 170.000 freigesetzten 

Arbeitskräften neu zu beschäftigen.

In Tianjin befinden sich 115 staats­

eigene Unternehmen in einem Um- 

strukturierungsprozeß, 12 davon sind 

in Aktiengesellschaften, 35 in Ge­

sellschaften mit beschränkter Haftung 

umgewandelt worden; 50 sind noch 

staatseigene Unternehmen. Tianjin 

plant durch Börsennotierungen staat­

licher Unternehmen rd. drei Mrd. 

Yuan Kapital aufzubringen. (XNA,

1.10.97)

Als erfolgreiche Fusion von Verlust­

unternehmen wird das Beispiel der 

Strickwarenfabrik Shanghai No. 9 ge­

nannt, die die Marke „Sanqiang“ her­

stellt. Gegen Ende der 80er Jahre 

verlor das Unternehmen seine markt­

beherrschende Position und war ei­

ner ständig zunehmenden Konkur­

renz ausgesetzt. In dieser Situati­

on entschied sich das Unternehmen 

zur Expansion durch Aufkauf ande­

rer Unternehmen. Zwischen 1991 und 

1996 wurden sieben Verlustunterneh­

men aufgekauft und die Sanqiang Hol­

ding Group gegründet.

Als Ergebnis der Zusammenschlüsse 

präsentiert sich die Holding heute mit 

einer größeren Wirtschaftskraft; das 

Unternehmensvermögen erhöhte sich 

um das llfache in den letzten sechs 

Jahren. Die Unternehmensumsätze 

stiegen um das 13fache und die Gewin­

ne um das lOlfache. Sanqiang wird 

heute als Modell für Fusionen gehan­

delt. (XNA, 1.10.97)

Um die verschiedenen Reformansätze 

für die Umstrukturierung der Staats­

betriebe zu realisieren, sind verschie­

dene Bedingungen erforderlich. Hier­

zu zählen ausländische Experten bei­

spielsweise eine zeitliche Vorgabe für 

den transparenten Verkauf von Akti­

enanteilen an private Investoren. Wei­

terhin sollte kein Unterschied gemacht 

werden für die sogenannten „strate­

gischen Industrien“. Anstatt große 

Konzerne mit marktbeherrschender 

Stellung zu schaffen, sollten Unter­

nehmen wie Sinopec, die den petro­

chemischen Sektor dominierten, auf­

gelöst und die Wettbewerbssituation 

verbessert werden. Um eine Rekapi- 

talisierung des Bankensystems durch­

zuführen, das mit rd. 200 Mrd. US$ 

Schulden der Staatsbetriebe in eine 

krisenhafte Entwicklung geraten ist, 

sollte der Staat seine eigene Verschul­

dung erhöhen. Schätzungen zufolge 

würde die Rekapitalisierung ein Volu­

men von 25% des BIP erfordern, ein 

Betrag, der selbst den Umfang der ja­

panischen Bankenkrise in den Schat­

ten stellt. (AWSJ, 12-13.9.97)

Der stellvertretende Ministerpräsident 

Zhu Rongji, der auch für Wirtschafts­

fragen zuständig ist, kündigte Mitte 

September d.J. an, daß er den staatsei­

genen Verlustunternehmen einen Zeit­

raum von drei Jahren gebe, um sich 

zu erholen. (FT, 12.2.98) Zur Un­

terstützung der Staatsbetriebe sollen 

in diesem Jahr rd. 30 Mrd. Yuan 

zur Verfügung gestellt werden. Nach 

Angaben von Wang Zhongyu von der 

Staatlichen Wirtschafts- und Handels­

kommission sollen die Mittel durch 

die Umwandlung von Unternehmens­

schulden in Wertpapiere aufgebracht 

werden. Die Wertpapiere sollen von 

einer staatlichen Holdinggesellschaft 

verwaltet werden, die als Mittelsmann 

zwischen den verschuldeten Staatsbe­

trieben und den Banken agiert, denen 

der Besitz von Wertpapieren nicht er­

laubt ist. Zusätzlich zu den 30 Mrd. 

Yuan sollen ebenso hohe Finanzmit­

tel für die Abschreibung fauler Kre­

dite der Unternehmen verwandt wer­

den, die Konkursverfahren durchlau­

fen. (AWSJ, 15.9.97) -schü-

20 „Arbeitslosigkeit wird nicht

zu sozialen Unruhen führen“

Li Boyong, Delegierter auf dem 15. 

Parteitag der KPCh und Arbeitsmi­

nister, nahm zu Jiang Zemin Rede 

in bezug auf die erwartete Zunahme 

der Arbeitslosigkeit Stellung. Jiang 

Zemin hatte darauf hingewiesen, daß 

mit der weiteren Reform der Staatsun­

ternehmen, mit Zunahme des techni­

schen Fortschritts sowie mit der Regu­

lierung der Wirtschaftsstruktur mehr 

Arbeitskräfte freigesetzt würden. Al­

lerdings, so Li Boyong, werde die Ge­

sellschaft mit der erwarteten Arbeits­

losigkeit zurechtkommen. Es werde 

nicht zu sozialen Unruhren in einem 

Ausmaße führen, wie dies von eini­

gen ausländischen Medien vorherge­

sagt würde.

Li zufolge berge die Beschäftigungs­

situation in China sowohl Her­

ausforderungen als auch Chancen. 

Während die Zahl der freigesetzten 

Arbeitskräfte mit weiteren Refor­

men im Staatssektor zunehmen wer­

de, könnten durch die schnelle Ent­

wicklung des nichtöffentlichen Sektors 

neue Arbeitsplätze geschaffen werden.

Li räumte allerdings ein, daß die Be­

schäftigungssituation insgesamt rela­

tiv schwierig sei. So würden rd. 

10 Mio. Menschen in den Städten 

einen Arbeitsplatz suchen, von denen 

sich viele aus dem Heer der über­

schüssigen Arbeitskräfte der Unter­

nehmen zusammensetzten, deren Zahl 

auf rd. 20 Mio. geschätzt werde. In 

den ländlichen Gebieten sind Li Bo­

yong zufolge weitere rd. 130 Mio. 

Bauern überschüssig und würden mit 

den städtischen Beschäftigten um Ar­

beitsplätze konkurrieren.

Li wies auf die Erfolge des laufenden 

Wiederbeschäftigungsprogramms hin. 

Zwischen 1992 und 1996 seien acht 

Millionen Arbeitskräfte mehr neu ein­

gestellt als entlassen worden. Aller­

dings liege das Problem in der ho­

hen Zahl der überschüssigen Arbeits­

kräfte in den Städten; allein im letzten 

Jahr hätten 8,14 Mio. Beschäftigte ih­

ren Arbeitsplatz verloren. Außerdem 

müßten die Arbeitskräfte ihre tradi­

tionellen Vorstellungen verändern und 

mutig Beschäftigungen außerhalb des 

Staatssektors suchen. (XNA, 15.9.97)

Wiederbeschäftigungsprogramme mit 

Weiterqualifizierung von Arbeitskräf­

ten sind allerdings nur beschränkt er­

folgreich, da mehr als 70% der ent­

lassenen Arbeiter ein Bildungsniveau 

aufweisen, das niedriger als der Mit­

telschulabschluß ist. Weiterhin waren 

von den Arbeitslosen mehr als 30% 

länger als ein Jahr nicht beschäftigt. 

(IHT, 12.9.97)

Auf lokaler Ebene weist das Problem 

der Arbeitslosigkeit unterschiedliche 

Ausmaße auf. So wies der Provinzgou­

verneur von Liaoning, Wen Shezhen, 

darauf hin, daß ein Fünftel der 2,46 

Millionen Beschäftigten in den großen 

und mittleren Staatsbetrieben in den 

nächsten drei Jahren im Zuge der Um­

strukturierung der Betriebe ihre Ar­

beitsstelle verlieren würden. Wen zu­

folge beläuft sich die Zahl der regi­

strierten Arbeitslosen auf rd. 200.000, 

von denen rd. die Hälfte entlas­

sene Arbeitskräfte sind. Zusätzlich 

würden in den Städten der Provinz 
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rd. 500.000 Arbeitskräfte aus ande­

ren Provinzen sowie rd. 700.000 Ar­

beitskräfte aus den ländlichen Gebie­

ten Liaonings arbeiten. Wen wies 

ebenfalls darauf hin, daß entlassene 

Arbeitskräfte aus Staatsunternehmen 

ein „mentales Problem“ hätten, da sie 

nicht bereit seien, im Dienstleistungs­

sektor zu arbeiten. Zur Revitalisie­

rung der Staatsbetriebe setzt die Pro­

vinz auf die Zuweisung von Kapital in 

Höhe von rd. 20 Mrd. Yuan an die 

Unternehmen, das zur einen Häfte aus 

der Emission von Aktien und zur zwei­

ten Hälfte aus ausländischen Direk­

tinvestitionen kommen soll. (SCMP,

15.9.97)

Dem Sichuaner Provinzgouverneur 

Song zufolge habe die Provinz kei­

ne besonderen Probleme mit der Ar­

beitslosigkeit, obwohl es in einem Fall 

Arbeiterproteste nach einer Betriebs­

schließung gegeben habe. So blockier­

ten Arbeiter in der Stadt Mianyang 

im Juli durch Demonstrationen den 

Verkehr der Stadt für zwei Tage. Al­

lerdings sei das Ausmaß der Demon­

strationen von der ausländischen Pres­

se stark übertrieben worden. (SCMP,

16.9.97)

Nicht nur in Mianyang gab es Arbei­

terproteste, sondern auch in anderen 

Städten der Provinz. Im März d.J. 

beispielsweise demonstrierten in Nan- 

chong rd. 20.000 Arbeiter und nah­

men den Leiter einer Textilfabrik als 

Geisel, um die Lokalregierung dazu zu 

bringen, ausstehende Lohnzahlungen 

auszugleichen. Der letzte Zwischenfall 

mit gewalttätigen Protesten vorzeitig 

in Rente geschickter Arbeiter ereigne­

te sich im September in Dujiangyan.

Selbst unter den Arbeitern, die 

noch für staatseigene Unternehmen 

beschäftigt sind, gab es verstärkt Pro­

teste, insbesondere wegen ausstehen­

der Lohnzahlungen. In der Stadt 

Tianjin beispielsweise gab es allein im 

letzten Jahr rd. ein Dutzend solcher 

Arbeiterproteste, zu denen auch ei­

ne Sitzblockade von Arbeitern auf ei­

ner zentralen Straße der Stadt zählte. 

(IHT, 12.8.97)

Von Arbeiterprotesten wird auch aus 

der Provinz Gansu berichtet, in der 

Arbeiter der 22.metallurgischen Fa­

brik nach wiederholten Klagen über 

verspätete Lohnzahlungen öffentlich 

durch Demonstrationen ihren Ärger 

gezeigt hatten. (SCMP, 25.9.97)

Nach Angaben von Ma Guoliang, Pro­

vinzgouverneur von Heilongjiang, er­

hielten mehr als ein Fünftel der Ar­

beiter in der nordöstlichen Provinz 

aufgrund der krisenhaften Entwick­

lung der staatseigenen Unternehmen 

ebenfalls keine Löhne. Weiterhin sei­

en mindestens 30% der acht Millio­

nen Arbeiter staatseigener Betriebe 

überschüssig. Da staatseigene Un­

ternehmen mit 80% zur Wirtschaft 

der Provinz beitrügen, sei die desola­

te Situation dieser Unternehmen das 

Hauptproblem. (SCMP, 28.9.97)

Landesweit mußten 1996 insgesamt 

9.737 Arbeitsstreitigkeiten geschlich­

tet werden, eine Verdoppelung gegen­

über 1995. Der Hauptteil dieser Strei­

tigkeiten entfiel auf staatseigene Un­

ternehmen.

Nach Schätzungen der Weltbank wur­

den in den Pilot-Reformstädten für 

die Umstrukturierung der staatseige­

nen Unternehmen im letzten Jahr 

rd. zwei Millionen überschüssiger 

Arbeitskräfte entlassen. Das Aus­

maß der städtischen Arbeitslosigkeit 

wird von der Weltbank mit 20 Mil­

lionen Menschen angegeben. Ande­

ren Einschätzungen zufolge werden 

30% der 113 Millionen Arbeitskräfte 

in den städtischen Industriebetrieben 

als überschüssig angesehen. (IHT,

12.9.97) Einem Bericht der South Chi­

na Morning Post vom 4.9.97 zufolge 

soll die chinesische Regierung sogar 

Entlassungen von 13,7 Mio. städti­

scher Arbeitskräfte in diesem Jahr er­

warten, von denen rd. sechs Millionen 

nicht in der Lage sein werden, bis En­

de des Jahres eine neue Tätigkeit zu 

finden.

Daß die Zentralregierung das Problem 

der materiellen Absicherung der Ar­

beiter erkannt hat, zeigt die Initia­

tive des Staatsrats zur Unmsetzung 

einer Minimum-Einkommensgarantie. 

Bis Ende 1999 soll in den städtischen 

Gebieten ein System der sozialen 

Grundsicherung für permanent in den 

Stätdten lebende Bevölkerungsanteile 

aufgebaut werden. In dieses Sy­

stem werden diejenigen einbezogen, 

deren Pro-Kopf-Einkommen unter­

halb der lokal festgesetzten Minimum- 

Lebenshaltungskosten liegt. Die Ko­

sten der Grundsicherung werden von 

den Lokalregierungen zu übernehmen 

sein. Bereits vor einigen Jahren wur­

de ein System der Minimum-Lohnga­

rantie eingeführt, das inzwischen in 

206 Städten angewandt wird. (XNA,

4.9.97)

Insgesamt kann mit einem weiteren 

Abbau von Arbeitskräften im Staats­

sektor gerechnet werden, der durch 

einen hohen Anteil überschüssiger 

Beschäftigter charakterisiert ist. Für 

die Beschäftigten in diesen Unter­

nehmen ist der Wegfall ihrer Ar­

beitsplatzgarantie und der Abstieg in 

die Arbeitslosigkeit in vielen Fällen 

ein großer Schock. Darüber hin­

aus können viele Staatsbetriebe der­

zeit ihren Angestellten nicht oder nur 

beschränkt Löhne zahlen, reduzieren 

Rentenzahlungen und Übernahme der 

Krankenkostenzuschüsse. Unterneh­

men, die Konkurs anmelden, haben im 

Durchschnitt ein Vermögen von weni­

ger als 10% ihrer Schulden und können 

demnach nicht einmal die Mindestan­

sprüche der Arbeitskräfte befriedigen. 

Wie schwierig die Situation in be­

stimmten Regionen ist, wird am Bei­

spiel einer Untersuchung in der Pro­

vinz Heilongjiang deutlich, die sich 

mit der Lage von 974 entlassenen Ar­

beitskräften in der Provinzhauptstadt 

Harbin beschäftigt. Von den befrag­

ten Arbeitslosen sagten 69%, daß sie 

keine Unterstützung von ihrem frühe­

ren Arbeitgeber erhielten, weitere 16% 

der Befragten erhielten lediglich 125 

Yuan im Monat, und weniger als ein 

Drittel erhielt den durchschnittlichen 

Lohn von 447 Yuan.

Auf die Frage, wie die Arbeitslosen 

von der geringen Unterstützung leben 

konnten, antworteten 58% der Befrag­

ten, daß sie materiell auf ihre Fa­

milien angewiesen seien. Ein Anteil 

von 24% konnte auf Bankguthaben 

zurückgreifen bzw. borgte sich Geld, 

und weitere 3,94% lebten von öffentli­

cher Unterstützung.

Die entlassenen Arbeitskräfte verfüg­

ten nur über ein relativ niedriges Aus­

bildungsniveau. 53% der Befragten 

wiesen eine Schulzeit von neun und 

weniger Jahren auf; 54% der Befrag­

ten besaßen keine Ausbildung. Bei 

der Befragung gaben 38% an, daß sie 

bei ihrer Arbeitsplatzsuche abgelehnt 

worden waren, weil sie entweder zu 

alt waren oder nicht die gewünschten 

Qualifikationen vorzuweisen hatten. 

Insgesamt konnten nur 12,45% der Ar­

beitslosen eine Umschulung aufweisen. 

(SCMP, 25.8.97) -schü-

21 Lohn- und Einkommensent- 

wicklung

Nach einer Untersuchung, die die Ent­

wicklung des städtischen Lebensstan­

dards zum Gegenstand hatte, sollen 

weitaus mehr Menschen arbeitslos sein 

als offiziell mit rd. 3% angegeben. So 

habe es Ende 1996 fast neun Millio­

nen statt - wie offiziell angegeben - rd. 

5 Millionen Arbeitslose gegeben, und 

ihre Zahl sei in diesem Jahr bereits 

auf 15,5 Mio. gestiegen. Die Unter­
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suchung erfaßte 2,05 Mio. städtische 

Einwohner und 15.600 Haushalte in 71 

Städten im Zeitraum Dezember 1996 

bis Januar 1997.

Bezogen auf verschiedene Branchen 

zeigte die Untersuchung, daß die 

durchschnittlichen Einkommen der 

Beschäftigten im Dienstleistungssek­

tor (Finanzen, Versicherungen, Post, 

Telekommunikation, Immobilien und 

Transport) mit 800 Yuan pro Monat 

am höchsten waren. Beschäftigte in 

der Schwerindustrie sowie im verarbei­

tenden Gewerbe wiesen Durchschnitt­

seinkommen von 600 Yuan im Monat 

aus. Im Agrarsektor werde nur ein 

relativ niedriges Einkommen erwirt­

schaftet, das um 79% niedriger als im 

Dienstleistungssektor ausfiel.

Beschäftigte im öffentlichen Sektor 

verdienten im Durchschnitt 699 Yuan, 

während in den staatseigenen Unter­

nehmen und in den kollektiveigenen 

Unternehmen das Durchschnittsein­

kommen 725 Yuan bzw. 591 Yuan 

betrug. Die höchsten Löhne wur­

den in den privaten Unternehmen, 

einschließlich der sino-ausländischen 

Joint Venture-Unternehmen, mit 

durchschnittlich 1.192 Yuan verdient.

Die Untersuchung wies auch auf geo­

graphische Unterschiede im Lohnni­

veau hin. So verdienten Beschäftigte 

in der Ostküstenregion im Durch­

schnitt monatlich 834 Yuan, in Zen­

tralchina 593 Yuan und in Westchina 

620 Yuan.

Neben Daten zum Lohn- und Ein­

kommensniveau wurde in der Unter­

suchung auch nach den Sparguthaben 

der Familien gefragt. Im gesamten Re­

formzeitraum seit 1978 sind die Spar­

guthaben der städtischen Bevölkerung 

von 15 Mrd. Yuan auf mehr als 3.000 

Mrd. Yuan gestiegen. Im Jahre 1996 

verfügten 79% der städtischen Haus­

halte über Bankguthaben von durch­

schnittlich 18.000 Yuan sowie über 

Staatsobligationen im Werte von 960 

Yuan. Das gesamte Finanz vermögen 

eines städtischen Haushalts belief sich 

im Durchschnitt auf 22.000 Yuan. 

(SCMP, 9.9.97)

Nach Angaben des State Statistical 

Information Centre war der Lohn­

anstieg für Arbeiter und Mana­

ger in den staatseigenen Unterneh­

men im ersten Halbjahr höher als 

das gesamtwirtschaftliche Wachstum­

stempo. Während die Lohnsumme 

um 9,9% gegenüber der Vorjahrespe­

riode zunahm, verzeichnete das Wirt­

schaftswachstum eine Steigerung von 

9,5%; die Inflationsrate betrug 1,8%.

Ebenfalls im ersten Halbjahr d.J. 

stieg die Zahl der Beschäftigten im 

Staatssektor um 8,4%. Die Erhöhung 

der Lohnsumme für die staatlichen 

Beschäftigten sowie die Ausweitung 

der Beschäftigung fallen zusammen 

mit der krisenhaften Entwicklung vie­

ler Staatsbetriebe. (29.9.97) -schü-

Außenwirtschaft

22 China senkt Importzölle 

zum 1.Oktober 1997

Zum 1.Oktober d.J. wird China den 

durchschnittlichen Importzollsatz von 

derzeit 23% auf 17% senken. Die Zoll­

reduzierung betrifft insgesamt 4.874 

bzw. 73% aller Importprodukte. Als 

offizielle Begründung für die Zoll­

senkung wird die Verbesserung der 

Industrie- und Produktionsstrukturen 

sowie des Investitionsklimas genannt. 

Die Zollerleichterungen sollen gleich­

zeitig Chinas Aufnahme in die WTO 

erleichtern.

Vor allem das Maschinenbauministe­

rium erhofft sich von den Zollsen­

kungen einen Schub für neue Impor­

te von Maschinen und Elektronik­

produkten, die im ersten Halbjahr 

d.J. um 9% auf 24,5 Mrd.US$ zu­

rückgegangen sind. Ursache hierfür 

war nicht nur die nachlassende In­

landsnachfrage, sondern die Abschaf­

fung der Zollvergünstigungen für den 

Import von Investitionsgütern durch 

Unternehmen mit Auslandskapital im 

April 1996. (XNA, 22.9.97)

Die Einfuhrzölle für Industriegüter 

sollen durchschnittlich 16,4% betra­

gen und für landwirtschaftliche Pro­

dukte 21,2%. Nach der Zollsenkung 

beträgt der Importzoll für Pkw an­

statt 100% nur noch 80%; für Lu­

xuslimousinen wird der Importzollsatz 

von 120 auf 100% reduziert. (NfA,

29.9.97)

Die Reduzierung der Importzölle für 

Fahrzeuge wird nach Einschätzung 

ausländischer Experten keine große 

Zunahme der Einfuhren bewirken. 

So bestehen nach Angaben von Wu 

Lishen, Verkaufsmanager der Audi- 

Gruppe, weitere Restriktionen für den 

Fahrzeugimport wie beispielsweise ei­

ne Einfuhrlizenz. Weiterhin würden 

Mehrwert- und Konsumsteuer die Ein­

fuhr stark verteuern. (SCMP, 26.9.97)

Für einzelne Produktgruppen beste­

hen zukünftig nach Angaben der Chi­

na Daily folgende durchschnittliche 

Zollsätze (SCMP, 19.9.97):

Metallprodukte 6,94% 

Chemieprodukte 11,45% 

Holz und holzähnl. Produkte 12,88% 

Maschinen und Maschinenteile 14,59% 

leichtindustrielle Produkte 17,9% 

landwirtschaftliche Produkte 20,45% 

Textilprodukte 27,2%

Chinas WTO-Beitritt war auch The­

ma auf dem ASEM-Treffen in Ja­

pan Ende September d.J. So forderte 

der japanische Ministerpräsident Ha­

shimoto während des „Asia-Europe 

Economic Ministry Meeting“ eine bal­

dige Aufnahme Chinas in die WTO. 

Dagegen wandte Sir Leon im Namen 

der EU ein, daß China die Bedin­

gungen für die Aufnahme noch nicht 

erfüllt habe. (SCMP, 29.9.97) -schü-

23 Wirtschaftsbeziehungen 

zwischen Deutschland und 

China: Kredite für Stau­

dammbau und wachsendes 

China-Interesse deutscher 

Unternehmen

Um den Kauf von deutschen Turbi­

nen und Generatoren für den Bau 

des Drei-Schluchten-Staudamms zu 

erleichtern, haben deutsche Banken 

ein Kreditpaket in Höhe von 488 Mio. 

DM bereitgestellt. Neben der bundes­

eigenen Kreditanstalt für Wiederauf­

bau sind die Dresdner Bank, die DG 

Bank und die Commerzbank beteiligt.

Das Kreditpaket wurde mit der State 

Development Bank abgeschlossen; das 

Voith-GE-Siemens-Konsortium sowie 

die China Yangtze Three Gorges Dam 

Development Corp. waren ebenfalls 

bei der offiziellen Kreditunterzeich­

nung zugegen.

Das Kreditpaket umfaßt zwei Tei­

le, und zwar einen Exportkredit in 

Höhe von 71,41 Mio.USS mit einer 

Laufzeit von 21 Jahren und einer 

rückzahlungsfreien Periode von neun 

Jahren und einen Handelskredit in 

Höhe von 200 Mio.USS mit einer 

17jährigen Laufzeit und einer rückzah­

lungsfreien Periode von ebenfalls neun 

Jahren.

Die Kredite werden für den Kauf von 

Ausrüstungen und Technologie für das 

Staudamm-Projekt durch das Voith- 

GE-Siemens-Konsortium verwendet, 

das bei der internationalen Ausschrei­

bung von 14 Generatoren Verträge 




